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Wahlprüfstein von: LDEW Landesverband der Energie- und Wasserwirtschaft Hes-
sen/Rheinland-Pfalz e.V. 
Antwort von: Die Linke Rheinland-Pfalz (RLP) 
Datum: 09.03.2026 
 
 
Erneuerbare Energien & Klimaschutz 

 
1. Setzen Sie sich für landesspezifische Ziele beim Ausbau Erneuerbarer 

Energien ein? Wenn ja, welche? Mit welchen Maßnahmen wollen Sie Ihre 
Ziele erreichen?  

 
Die Linke RLP will den Anteil erneuerbarer Energien massiv ausbauen und versteht 
dies als zentralen Baustein einer sozial-ökologischen Transformation. 
Konkret setzten wir auf: 

• Solaranlagen auf allen geeigneten Dächern öffentlicher Gebäude, Solarpflicht 
auf Neubauten und öffentlichen Gebäuden sowie Förderung von Balkon- und 
Aufdach-PV für Mieter*innen und Einfamilienhäuser. 

• Massiven Ausbau von Wind- und Solarparks durch eine landeseigene Energie-
gesellschaft, die selbst baut und betreibt; Gewinne sollen in öffentlicher Hand 
bleiben und Strompreise senken. 

• Förderung von Energiegenossenschaften und eines landesweiten Programms 
für Kreislaufwirtschaft sowie Forschung zu CO₂-Reduktion, Energieeffizienz 
und Speichertechnologien. 

 
2. Setzen Sie sich für landesspezifische CO2-Minderungsziele ein? Wenn ja, 

welche?  
 
Die Linke befürwortet, dass RLP ambitioniertere Klimaziele als Bund oder EU 
verfolgt. Wir sehen es nicht als gefährdend für unseren Wirtschaftsstandort an, 
sondern im Gegenteil, als Standortvorteil. Wir wollen: 
 

• Einen „Klimavorbehalt“ in allen Landesgesetzen und Förderprogrammen: Jede 
Maßnahme soll auf Klimaverträglichkeit geprüft werden. 

• Ein Zukunftsinvestitionsprogramm von 20 Mrd. Euro in fünf Jahren für 
ÖPNV-Ausbau, ökologische Modernisierung von Industrie, Umbau klimaschäd-
licher Branchen und erneuerbare Energien. 

 
3. Wie stehen Sie zu sektorspezifischen CO2-Minderungszielen auf Landes-

ebene?  
 
Statt abstrakten Sektorquoten setzt Die Linke RLP auf verbindliche, sektorale 
Maßnahmen: 
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• Verkehr: ticketloser, solidarisch finanzierter ÖPNV, Reaktivierung stillgelegter 
Bahnstrecken, landesweiter Taktfahrplan, massiver Ausbau von Rad- und 
Fußverkehr sowie Ladeinfrastruktur für E-Autos. 

• Gebäude/Wärme: Förderung klimafreundlicher Heizsysteme (Wärmepumpen, 
Fernwärme), sozialverträgliche energetische Sanierung, klare Deckelung der 
Umlage, Sanierungs- und Ausbauprogramme besonders im Wohn- und Sozial-
bereich. 

• Industrie/Landwirtschaft: Aufbau klimafreundlicher Industrien (Recycling, 
Speicher, Wasserstoff), Förderung regionaler und ökologischer Landwirt-
schaft, Abbau umweltschädlicher Subventionen. 

 
Netze 
 

4. Energie-, Wärme- und Verkehrswende erfordern enorme Investitionen in 
die Verteilnetze. Wie kann die Landespolitik die Netzbetreiber hier konkret 
unterstützen?  

 
Die Linke RLP will Netze als öffentliche Daseinsvorsorge begreifen und stärken. Wir 
lehnen eine Privatisierung der Netze ab: 
 

• Aufbau eines öffentlichen Energieversorgers für erneuerbare Energien und 
Stärkung / Gründung kommunaler Stadtwerke; Investitionsprogramme sollen 
Netz- und Infrastrukturprojekte langfristig finanzieren. 

• Landesförderbank (ISB) strikt an soziale und ökologische Kriterien binden, da-
mit Förderkredite gezielt in Netz- und Infrastrukturprojekte fließen. 

• Durch lokale Energiecluster und Bilanzkreisläufe kann der überregionale Netz-
ausbau geringer ausfallen und somit können Netzentgelte niedriger gehalten 
werden. 

 
5. Die Elektrifizierung von Wärme, Verkehr und industriellen Prozessen erfor-

dert einen massiven Ausbau von Stromnetzen, Umspannwerken und weite-
rer energiewirtschaftlicher Infrastruktur. Hierfür werden erhebliche Flächen 
benötigt, verbunden mit Eingriffen in das Landschaftsbild. Wie wollen Sie 
das Verständnis und die Akzeptanz der Bevölkerung für diese Vorhaben 
stärken? Wie möchten Sie bei der Bereitstellung knapper Flächen, etwa 
durch Raumordnung, Landesplanung oder landeseigene Flächen, unterstüt-
zen?  

 
Zur Erhöhung der Akzeptanz und Bereitstellung von Flächen setzt Die Linke auf: 
 

• Demokratische Kontrolle und öffentliche bzw. genossenschaftliche Träger-
schaft (landeseigene Energiegesellschaft, Energiegenossenschaften), damit 
Nutzen und Gewinne vor Ort ankommen; Stichwort: kommunale Energiecluster 
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• In Raumordnung / Landesplanung klare Prioritäten für Klimaschutz, erneuer-
bare Energien und Gewässerschutz, verbunden mit konsequenter Bürger*in-
nenbeteiligung und kommunaler Mitbestimmung. 

• Schwammstadt-Konzepte, Begrünung, Renaturierung und Minimierung zu-
sätzlicher Versiegelung – neue Infrastruktur soll mit Natur- und Klimaschutz 
verknüpft werden. 

Wasserstoff 
 

6. Der LDEW hat mit dem Energiewirtschaftlichen Institut der Universität zu 
Köln (EWI) eine Studie zu den prognostizierten Wasserstoffbedarfen in 
Rheinland-Pfalz erstellt (LINK). Wie bewerten Sie die Rolle von Wasserstoff 
im künftigen Energiemix des Landes? Soll Wasserstoff gezielt zur Dekarbo-
nisierung industrieller Prozesse auch außerhalb großer Industriezentren 
eingesetzt werden?  

 
Die Linke RLP sieht Wasserstoff als Teil eines klimafreundlichen Industrie- und 
Energiemixes, aber eingebettet in eine Gesamtstrategie mit Effizienz und 
Elektrifizierung zuerst. Wir befürworten: 
 

• Aufbau klimafreundlicher Industrien inkl. Wasserstoff-Technologien, vor allem 
für schwer elektrifizierbare Prozesse. 

• Nutzung auch in Regionen außerhalb klassischer Industriezentren, wenn 
dadurch regionale Wertschöpfung und gute Arbeit entstehen und Infrastruktur 
öffentlich oder gemeinwohlorientiert organisiert wird. 

 
7. In welchen Sektoren und bei welchen Anwendungen sehen Sie zukünftig 

die Verwendung von Wasserstoff in Rheinland-Pfalz? Sollten bestehende 
Gasverteilnetze für Wasserstoff genutzt werden?  

 
Wasserstoff soll vor allem eingesetzt werden: 
 

• In Industrieprozessen mit hohen Temperaturen, in Teilen des Schwer- und Gü-
terverkehrs und perspektivisch in Speichertechnologien. 

• Bei der Umstellung bisher fossiler Industrie-Cluster, flankiert von Forschungs-
förderung zu CO₂-Reduktion und Effizienz. 

Bestehende Gasverteilnetze sieht Die Linke RLP eher in einer übergeordneten 
Umbaustrategie: Vorrang haben Wärmepumpen, Fernwärme und energetische 
Sanierung; Wasserstoffnutzung im Verteilnetz kommt vorrangig für industrielle 
Anwendungen und klar begründete Ausnahmen in Betracht, nicht als Default für 
Raumwärme. 
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Wärme & kommunale Wärmeplanung 
 

8. Wie kann das Land Rheinland-Pfalz dabei helfen, den enormen Investitions-
bedarf zur Umsetzung der kommunalen Wärmeplanung vor Ort zu unter-
stützen?  

 
Das Land soll Kommunen finanziell und strukturell entlasten: 
 

• Ein großes Zukunftsinvestitions- und Landesförderprogramm soll u.a. den 
Ausbau klimafreundlicher Heizsysteme, Fernwärme und Stadtwerke-Kapazitä-
ten finanzieren. 

• Kommunen sollen durch Beratungs- und Förderprogramme (Landesberatung, 
Zuschüsse, ISB-Kredite) bei Planung, Ausbau und Betrieb von Wärmenetzen 
unterstützt werden. 

 
9. Wie soll die Wärmeversorgung in Rheinland-Pfalz aus Ihrer Sicht im Jahr 

2040 aussehen?  
 
Aus Sicht der Linken RLP sollte die Wärmeversorgung 2040 so aussehen: 
 

• Überwiegend erneuerbar (Fernwärme, Wärmepumpen, Solarthermie, Abwär-
menutzung), mit kommunalen und landeseigenen Versorgern als zentralen 
Akteuren; fossile Energieträger sollen weitgehend verdrängt sein. 

• Energetisch sanierter Gebäudebestand mit sozial gedeckelten Mieten und 
Umlagen, sodass Mieter*innen von niedrigen Heizkosten profitieren, ohne 
durch Sanierung verdrängt zu werden. 

Wasser & Abwasser 
 

1. PFAS, Spurenstoffe, Nitrateinträge - die Belastungen der rheinland-pfälzi-
schen Gewässer nehmen zu. Dies führt mancherorts zu einer Gefährdung 
des Trinkwassers. Mit welchen konkreten Maßnahmen möchten Sie dem 
entgegenwirken?  

 
Die Linke setzt auf konsequenten Ressourcen- und Gewässerschutz: 
 

• Ausweitung von Naturschutzgebieten, Renaturierung von Bach- und Flussläu-
fen, Vorrangflächen für Gewässerschutz in der Landesplanung. 

• Reduktion von Einträgen aus Landwirtschaft durch Förderung ökologischer, 
kleinbäuerlicher und bio-veganer Landwirtschaft sowie Fruchtfolgen, Hecken, 
Blühflächen und weniger Tierindustrie. 

• Strengere Vorgaben für Industrie- und Chemieeinträge sowie Ausbau von For-
schung und Technik zur Reduktion von Spurenstoffen. 
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2. Wie stehen Sie zum rheinland-pfälzischen Wassercent in seiner jetzigen 
Ausgestaltung?  

• Nutzer*innen großer Wassermengen (z.B. Agrar- und Industrie-Großbetriebe) 
sollen stärker an den Kosten von Schutzmaßnahmen beteiligt werden, wäh-
rend Grundversorgung sozial abgefedert wird. 

 

3. Wie wollen Sie mit den abnehmenden Grundwasserständen und häufigeren 
Dürreperioden in Rheinland-Pfalz umgehen? Wie wollen Sie dabei Nut-
zungskonkurrenzen um die Ressource Wasser lösen?  
 

Die Linke will Wasser als öffentliche Daseinsvorsorge schützen: 
 

• Vorrang des Trinkwassers vor anderen Nutzungen, Ausweitung von Wasser-
schutzgebieten und Gewässerrandstreifen in der Landesplanung. 

• Schwammstadt-Konzepte, Entsiegelung, Begrünung und Wasserrückhalt in 
Stadt und Land, um Dürre- und Hochwasserfolgen abzufedern. 

• Installation von Grauwasseranlagen 

 
4. Gewässerrandstreifen, Wasserschutzgebiete, Vorrangflächen in der Lan-

desplanung – der Schutz unserer Ressourcen für die Wasserversorgung be-
nötigt Flächen. Saubere Wasserressourcen sind daher entscheidend für 
den Erhalt der Entwicklungsfähigkeit und Wirtschaftskraft von Rheinland-
Pfalz. Wie wollen Sie politisch dafür sorgen, dass der Gewässerschutz bei 
der Flächennutzung gegenüber konkurrierenden Nutzungen die erforderli-
che Priorität erhält?  
 

Gewässerschutz und Ressourcenschutz sollen bei Flächennutzung Vorrang erhalten: 
 

• Landesplanung mit klaren Vorrangflächen für Natur- und Wasserschutz, Rena-
turierung und Waldumbau zu klimastabilen Mischwäldern. 

• Leerstands- und Zweckentfremdungsstrafen im Siedlungsbereich zur Vermei-
dung weiterer Flächenversiegelung; neue Nutzung primär durch Nachverdich-
tung. 

 
5. Die EU-Kommunalabwasserrichtlinie sieht die Einführung der Erweiterten 

Herstellerverantwortung zur partiellen Finanzierung von 4. Reinigungsstu-
fen auf kommunalen Kläranlagen vor. Wie stehen Sie zu diesem Instrument 
und wie wollen Sie vor diesem Hintergrund mit der Abwasserabgabe umge-
hen?  
 

Die Linke RLP steht dem Prinzip „Verursacher zahlt“ positiv gegenüber: 
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• Erweiterte Herstellerverantwortung wird als geeignetes Instrument gesehen, 
um Industrie und Chemieunternehmen an den Kosten zusätzlicher Reinigungs-
stufen zu beteiligen. 

• Die Abwasserabgabe soll so reformiert werden, dass sie ökologische Len-
kungswirkung verstärkt und nicht Kommunen und Haushalte überfordert, 
während Hersteller von problematischen Stoffen stärker herangezogen wer-
den. 

Kritische Infrastruktur 
 

1. Wie wollen Sie auf Landesebene eine Abstimmung von Standards und Vor-
gehensweisen aller beteiligter Stellen bei Ausspähung und Angriffen von 
kritischer Infrastruktur ermöglichen?  

 
Die Linke will Brand-, Katastrophen- und Infrastrukturschutz als Teil der öffentlichen 
Daseinsvorsorge stärken: 
 

• Bessere Vernetzung von Feuerwehren, Hilfsorganisationen, Katastrophen-
schutzeinheiten, Land und Kommunen mit klaren Strukturen, Einsatzzielen und 
verbindlicher Koordination. 

• Einheitliche Konzepte, die Folgen des Klimawandels, neue Technologien und 
Risiken (z.B. Cyberangriffe) systematisch berücksichtigen. 

 
2. Wie wollen Sie KRITIS-Betreiber bei technischen Maßnahmen zur Erhöhung 

der Resilienz gegenüber Extremwetter, Cyberrisiken, Ausfällen und physi-
schen Angriffen unterstützen?  
 

KRITIS-Betreiber sollen vorrangig durch: 
• Verlässliche, auskömmliche Finanzierung von Investitionen in Resilienz (gegen 

Extremwetter, Cyberrisiken, Ausfälle, physische Angriffe) über Landesmittel, 
ISB-Programme und Förderprogramme unterstützen. 

• Stärkung von Personal, Ausbildung und psychosozialem Schutz im Brand- und 
Katastrophenschutz sowie verbindliche soziale Absicherung der Einsatzkräfte. 

 
 


